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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Wahlen

Wahlen in kantonale Parlamente

Die eingangs beschriebenen Tendenzen der Wahlen 1988 gelten für die
Grossratswahlen im Kanton Baselstadt nur beschränkt. Auf dem Vormarsch waren zwar
auch hier einerseits die Grünen, andererseits aber nicht die Autopartei, die im
Gegensatz zur Ostschweiz nicht antrat, sondern die nationale Rechte. Die NA gewann 3
Mandate hinzu und stellt neu 10 Vertreter im Kantonsparlament. Zudem konnte der von
der NA ausgeschlossene rechtsradikale Grossrat Eric Weber, der mit einer eigenen Liste
"Volks-Aktion gegen zuviele Ausländer und Asylanten in unserer Heimat" angetreten
war, seinen Sitz halten. Beide Rechtsgruppierungen zogen Profit aus den im Wahlkampf
bewusst geschürten fremdenfeindlichen Tendenzen in der Bevölkerung und der Angst
vor Überfremdung angesichts der grossen Zahl der sich in Basel aufhaltenden
Asylsuchenden. Das Flüchtlingsschiff «Ursula», ein als Empfangsstelle für neu
eingereiste Flüchtlinge hergerichtetes Rheinschiff, diente dabei als Anlass für eine
eigentliche Hetzkampagne «gegen die Asylantenflut».

Dem Erfolg der Rechten standen die Gewinne der Grünen gegenüber: Neu zogen die
linken Grün-Alternativen mit 3 und die «Grüne Mitte» (GPS) mit 2 Mandaten in den
Grossen Rat ein. Während die mit den linken Grünen verbundene POCH 3 von bisher 15
Sitzen einbüsste, konnte der LdU aus der Listenverbindung mit der GPS Nutzen ziehen
und 3 zusätzliche Mandate erobern. Da sich die beiden GPS-Vertreter der LdU-Fraktion
anschlossen, verdoppelte sich diese auf 10 Abgeordnete. Demgegenüber verlor die
Vereinigung Evangelischer Wähler (EVP) die 1984 dazugewonnen 3 Mandate wieder. Die
bürgerlichen Parteien vermochten ihren Schaden in Grenzen zu halten. Während die
FDP 2 ihrer bisherigen 21 Mandate einbüsste, konnten die CVP und die LP mit je 15
Mandaten ihren Besitzstand wahren. Auf der Verliererseite sahen sich auch die DSP, die
trotz gleichbleibendem Wähleranteil 2 Sitze verlor, sowie die in Basel einstmals starke
PdA, die nochmals einen Sitz abgeben musste und jetzt nur noch über 2 Mandate
verfügt. Überraschung löste das relativ gute Abschneiden der SP aus. Nach ihren
massiven Stimmeneinbussen bei den Nationalratswahlen konnte sie mit nur einem
Sitzverlust ihre Position als stärkste Partei im Grossen Rat konsolidieren. 1

WAHLEN
DATUM: 17.01.1988
KATRIN HOLENSTEIN

Die Grossratswahlen 2012 fanden auf der Basis eines neuen Wahlregimes statt. Das
Baselstädter Parlament hatte 2011 beschlossen, die Sitzverteilung nicht mehr nach dem
Hagenbach-Bischoff-Verfahren sondern nach dem Sainte-Laguë-Prinzip
vorzunehmen. Damit verbunden waren die Abschaffung der Möglichkeit von
Listenverbindungen sowie die Einführung einer neuen Wahlhürdenregelung. Galt bisher
das Überschreiten von fünf Prozent in wenigstens einem der fünf Wahlkreisen als
Bedingung für die Berücksichtigung bei der Sitzverteilung in allen Wahlkreisen, so
erhielt eine Partei ab den Gesamterneuerungswahlen 2102 nur noch in jenen
Wahlkreisen Sitze, in denen sie vier Prozent überspringt (ohne Erfordernis der
Überschreitung von fünf Prozent in mindestens einem Wahlkreis). Noch während der
Legislatur vor den Wahlen 2012 war es zwischen den neun im Grossen Rat vertretenen
Parteien zu einigen Verschiebungen gekommen. Die SVP (nach den Wahlen 2008: 14
Mandate) hatte 2009 Zuwachs gekriegt, weil der EVP-Präsident und Grossrat Heinrich
Ueberwasser in die Volkspartei übergetreten war, verlor aber kurz vor den Wahlen im
April 2012 wieder ein Mandat durch einen Übertritt von Grossrat Felix Meier in die CVP.
Die SVP hatte vor den Wahlen also 14 Grossratsmandate inne. Die EVP (2008: 4
Mandate) hatte entsprechend drei Sitze zu verteidigen und die CVP neun Mandate
(2008: 8 Sitze). Auch zwischen der FDP (2008: 11 Sitze) und der GLP (2008: 5 Sitze) war
es zu Verschiebungen gekommen. 2010 wechselte Emmanuel Ullmann von der FDP zur
GLP (vor den Wahlen 6 Sitze). Der Verlust der FDP wurde allerdings noch kurz vor den
Wahlen durch einen Übertritt von Peter Bochsler wieder kompensiert. Bochsler trat von
der 2009 aufgelösten Demokratisch-Sozialen-Partei (DSP), einer 1986 gegründeten
rechten Abspaltung der SP, in die FDP über, die vor den Wahlen damit also 11 Mandate
innehatte. Ebenfalls noch vor den Wahlen von der Auflösung der DSP profitieren konnte
die Liberal-Demokratische Partei (LP, 2008: 9 Sitze), die im Kanton Basel-Stadt
weiterhin nicht mit der FDP fusionieren will: Felix Eymann trat von der DSP in die LP
über, die damit vor den Wahlen 2012 zehn Grossratssitze besetzte. Keine Wechsel gab

WAHLEN
DATUM: 28.10.2012
MARC BÜHLMANN
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es in der SP (32 Sitze) und in der GP (bzw. Grünes Bündnis; 13 Sitze). Ebenfalls im
Grossrat vertreten war die 2002 gegründete Vereinigung „Aktives Bettingen“. Neben
diesen neun amtierenden Parteien traten die EDU, die BDP (im Kanton Basel-Stadt erst
2011 gegründet), die Piratenpartei und die „Volksaktion gegen zu viele Ausländer und
Asylanten in unserer Heimat (VA)“ an, eine Gruppierung um den ehemaligen NA-
Grossrat Eric Weber. Weitere kleinere Gruppierungen, wie „freistaat unteres kleinbasel
(fuk)“, „Für Basel“ oder „Deine Wahl“ versuchten ebenfalls, Sitze im Grossen Rat zu
erobern. Im Einerwahlkreis Bettingen kämpfte der Bisherige Vertreter von „Aktives
Bettingen“ gegen einen Herausforderer von „Neues Bettingen“ um den einzigen Sitz. Im
Wahlkampf machten die Bürgerlichen mobil gegen die rot-grüne Regierung. Mindestziel
war es, die knappe bürgerliche Mehrheit im Parlament zu halten. Die SP hingegen wollte
mit bekannten Persönlichkeiten und einem im Gegensatz zu den Bürgerlichen hohen
Frauenanteil die Schlappe bei den Nationalratswahlen vom Vorjahr wettmachen, als die
Partei mehr als 6 Prozentpunkte ihrer Wählerschaft einbüsste. Auch die 2011
abgewählte Nationalrätin der GP, Anita Lachenmeier, trat für die Wahlen in den Grossen
Rat an, in welchem sie die Baselstädter Bevölkerung bereits von 1997 bis 2007 vertreten
hatte. Die GP traten auf einer gemeinsamen Liste Grünes Bündnis mit BastA! und dem
Jungen Grünen Bündnis an. Laut offiziellen Angaben wendeten die Parteien rund
900'000 Franken für den Parlamentswahlkampf auf. Die SP wollte 240'000 Franken für
Wahlwerbung ausgeben, gefolgt von der CVP (140'000 CHF), der FDP (100'000 CHF) der
LP und den Grünen (je 80'000 CHF) sowie der GLP (55'000 CHF). Freilich waren die
Aufwendungen wohl um einiges höher, wendeten doch vor allem die bürgerlichen
Kandidaten viele Eigenmittel für ihren persönlichen Wahlkampf auf. Wichtiges
Wahlkampfthemen waren die Sicherheit und die Übernahme der BaZ durch Christoph
Blocher. Für Wirbel sorgte zudem ein Plakat der Juso, das einen Neonazi mit einem
SVP-Emblem auf dem Oberarm seiner Bomberjacke zeigte. Die SVP und die Juso warfen
sich in der Folge gegenseitig Niveaulosigkeit vor. Insgesamt stand der Wahlkampf um
den Grossrat aber etwas im Schatten der Regierungswahlen.

Sowohl die SP als auch die SVP konnten bei den Wahlen um je einen Sitz zulegen. Die
SP (neu: 30.7%, 33 Sitze) konnte 2,5 Prozentpunkte gutmachen. Die SVP gewann 1,1
Prozentpunkte Wähleranteil hinzu (neu: 15,0%; 15 Sitze). Auch die FDP konnte einen
Sitzgewinn bejubeln. Die LP konnte ihren kurz vor den Wahlen erhaltenen zehnten Sitz
verteidigen und im Vergleich zu den Wahlen 2008 also ebenfalls um einen Sitz zulegen.
In Basel-Stadt scheinen sich die beiden liberalen Parteien offensichtlich nicht direkt zu
konkurrenzieren. Sowohl die FDP (neu 11,1%, 12 Sitze) als auch die LP (neu 9,6%, 10 Sitze)
konnten ihren Wähleranteil um einen bzw. um 0,6 Prozentpunkte steigern. In der Mitte
gab es gegenüber den Wahlen von 2008 keine Veränderungen: die CVP büsste zwar
ganze zwei Prozentpunkte an Wählerschaft ein, konnte aber ihre acht Sitze halten (neu
7,3%, 8 Sitze), verlor damit aber ihren während der Legislatur 2008 bis 2102 geerbten
Sitz wieder. Tatsächlich wurde der übergelaufene Felix Meier nicht wiedergewählt. Die
GLP blieb ebenfalls auf ihren bei den Vorwahlen gewonnen 5 Sitzen, und konnte damit
ihren während der Legislatur von der FDP geerbten Sitz ebenfalls nicht verteidigen
(5,0%, 5 Sitze). Der übergetretene Ullmann wurde wiedergewählt, über die Klippe
springen musste dafür der kantonale GLP-Parteipräsident David Wüst-Rudin. Für die
GLP schien, im Gegensatz zu den nationalen Gegebenheiten, die Konkurrenz in der
Mitte vor allem durch die auf nationaler Ebene mit der FDP fusionierte LP relativ stark
gewesen zu sein. Auch das Grüne Bündnis blieb auf seinen 13 Sitzen und musste eine
Einbusse der Wählerschaft um 1,2 Prozentpunkte verkraften (neu: 11,8%). Anita
Lachenmeier schaffte das Comeback. In Bettingen machte der Bisherige Vertreter der
Gruppierung Aktives Bettingen das Rennen (1 Sitz). Opfer der neuen
Wahlhürdenregelung war die EVP, die nur noch in einem Wahlkreis die
Vierprozenthürde überspringen konnte und damit gleich drei Sitze einbüsste. Neu hält
die EVP nur noch einen Sitz im Baselstädtischen Grossrat (4,2%). Für die grösste
Überraschung sorgte jedoch Eric Weber, der mit seiner Volksaktion nur in Kleinbasel
angetreten war, dort aber nicht nur die Wahlhürde übersprang, sondern gleich zwei
Sitze eroberte (1,2%). Der rechtsradikale Weber sass am Wahlsonntag aufgrund eines
Verdachts auf wiederholte Wahlfälschung in Untersuchungshaft. Ausser den Piraten
(1,3%) erhielt keine der kleinen Parteien und Gruppierungen mehr als ein Prozent
Wähleranteil. Trotz den leichten bürgerlichen Erfolgen, wird es auch in Basel weiterhin
aufgrund der Mitte-Parteien CVP und GLP je nach Thema zu wechselnden Mehrheiten
kommen. Die Wahlbeteiligung war mit 41,6% leicht höher als noch vor vier Jahren
(39,0%). Der Frauenanteil brach von 37% (2008) auf 31% ein. Die FDP und die SVP
hatten gar keine Mandatsträgerinnen mehr und der Frauenanteil der SP war erstmals
seit den Wahlen 2000 wieder knapp unter 50% gerutscht (48,5%). 2
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En parallèle du premier tour de l'élection du gouvernement, le parlement  du canton de
Bâle Ville a été renouvelé. Les sièges étaient à répartir dans cinq circonscriptions:
Grossbasel Ost avait le droit à 27 sièges, Grossbasel West 34, Kleinbasel 27, Riehen onze
et, finalement, Bettingen à un siège. Pour cette élection, 495 hommes et 268 femmes
se sont portés candidats, répartis sur 14 listes. Dans les quatre plus grandes
circonscriptions, ont été déposées les listes du PLR, du PLD, de l'UDC, du PDC, du PS,
des Vert'libéraux, du VA (Volks-Aktion gegen zuviele Ausländer und Asylanten in unserer
Heimat) et, finalement, de l'alliance verte, BastA! et celles de l'alliance verte jeune. Dans
les trois circonscriptions de la Ville de Bâle, le Parti évangélique et le PBD se sont
associés sur une même liste. Dans la circonscription de Riehen, le PEV a déposé sa liste
en solitaire. L'UDF a seulement déposé une liste dans la circonscription de Riehen, tout
comme le FUK (Freistaat unteres kleinbasel), dont la liste n'était présentée que dans la
circonscription de Kleinbasel. A Bettingen, où seul un siège était à pourvoir, trois listes
ont été présentées: celle de VA, une liste sans parti et la liste "Aktives Bettingen".
Avant le début de la campagne, l'Union des arts et métiers du canton de Bâle Ville a
présenté une liste d'entrepreneurs auxquels elle apportait son soutien, dans le but
d'améliorer leur représentation au sein du parlement cantonal. Parmi les 99 noms
figuraient 32 personnes, présentées sur un site web dédié à l'élection, n'ayant encore
jamais siégé au pouvoir législatif et bénéficiant d'une aide pour leurs affiches et flyers.
Autre fait, la jeunesse socialiste a critiqué l'engagement du PS cantonal en faveur
d'emplacements de parcs pour chiens et de l'établissement de buvettes à certaines
places. A ces projets, la jeunesse du Parti préférait une focalisation sur des
problématiques telles que l'habitat local abordable ou plus d'équité et de justice dans
le domaine des impôts. Le PS, durant la campagne, a revu ses propositions et s'est
notamment concentré sur la RIE III. En vue d'atteindre 37 sièges au parlement cantonal,
le PS a également incité, par le biais d'une campagne téléphonique, ses sympathisants à
aller voter. Avec les représentants de l'alliance verte, les socialistes représentaient, lors
de la législature précédente, la fraction la plus forte du parlement cantonal, sans pour
autant y posséder de majorité. A propos de l'UDC, la pression exercée par Christoph
Blocher (ZH, udc)  sur le président de la section cantonale, Sebastian Frehner (udc, BS),
afin qu'il démissionne à cause de ses multiples mandats et engagements, a fait réagir
les autres présidents cantonaux du Parti. Outre cette immixtion, le Parti cantonal a
également déploré lors de la campagne les impôts trop élevés, les primes d'assurances-
maladies trop hautes, la situation désastreuse des parkings et la trop forte régulation
des entreprises. L'UDC visait alors deux sièges supplémentaires et surtout de gagner les
électeurs d'Eric Weber (BS, va), jugeant qu'il ne devait pas y avoir d'autre parti se
positionnant à sa droite. 
Les partis bourgeois se sont focalisés sur deux thématiques, d'une part la mort des
petits commerces, d'autre part les primes d'assurances maladies. Concernant la
question des petits commerces, l'UDC demandait une libéralisation des horaires
d'ouverture des commerces et davantage de parkings gratuits. Quant au PDC, il a
décidé de lancer une initiative cantonale au sujet des primes d'assurances-maladies. Le
PS et les Verts l'accusèrent d'activisme, en lien avec les résultats d'un sondage effectué
peu de temps auparavant et indiquant que les citoyens bâlois jugeaient les primes
maladies trop élevées. Pour sa défense, le PDC a précisé que la date de dépôt de
l'initiative avait déjà été planifiée bien avant que les résultats du sondage n'aient été
rendus publics. Il est intéressant de signaler que, lors des élections de 2012, le PS avait
déposé une initiative cantonale sur ce même sujet. Cette dernière avait finalement été
retirée à cause de la non volonté des bourgeois d'y remédier. Mis également sur le
devant de la scène lors de la campagne, l'ordre des noms sur les listes des partis. Les
candidats UDC avaient la possibilité de s'acquitter d'une contribution de 500 francs
suisses, afin d'être placés en tête de liste, l'argent ayant été utilisé pour financer la
campagne. Bien que formellement légale, l'alliance verte a déploré cette pratique, la
jugeant démocratiquement problématique. L'alliance a, pour sa part, placé les
candidats qui avaient le plus de chance d'être élus en tête de liste, alors que le PDC a
par exemple préféré l'ordre alphabétique.
Le gagnant de l'élection est le PLD, avec un gain de quatre sièges (+ 4,2% de part des
voix). Le PS (+1,2%) et l'alliance verte (+1,6%) acquièrent chacun un siège
supplémentaire. Du côté des perdants, le PLR (-1,9%) perd deux sièges. Le VA (-0,2%), le
PDC (-1,4%) et les Vert'libéraux (-0,7%) perdent chacun un siège. En résumé, avec ses
34 sièges, le PS est toujours le parti le mieux représenté au parlement cantonal. Il est
suivi par l'UDC  (-0,7%) qui a maintenu ses 15 sièges, puis par le PLD et l'alliance verte,
qui disposent chacun de 14 sièges. Le PLR a maintenant dix sièges, le PDC sept et les
Vert'libéraux plus que quatre. La liste Aktives Bettingen (toujours 0,7%) a pu conserver
un siège, le Parti évangélique (-1,3% pour la liste avec le PBD, toujours 1,4% pour ses
propres listes) maintient également son unique siège et la liste du VA (-0,2%) n'a plus
de représentant au parlement cantonal. 3

WAHLEN
DATUM: 23.10.2016
DIANE PORCELLANA
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Am 25. Oktober 2020 fanden im Kanton Basel-Stadt Parlamentswahlen statt. Auf die
100 Sitze im Kantonsparlament bewarben sich 792 Kandidierende auf 15 Listen, bei
einem Frauenanteil von 35.6 Prozent. Nur gerade 54 der vor vier Jahren gewählten
Parlamentsmitglieder traten an, um ihren Sitz zu verteidigen. Der Wahlkampf für den
Einzug ins Parlament und dementsprechend auch die diskutierten Themen blieben
meist im Schatten der gleichzeitig stattfindenden Regierungsratswahlen. Beispielweise
wurden rot-grüne Kandidierende – die beiden Parteien spannten im Wahlkampf
zusammen – oft mit der umstrittenen Museumsstrategie der grünen
Regierungspräsidentin Elisabeth Ackermann (BS, gp) konfrontiert. Das links-grüne Lager
zeigte sich dennoch zuversichtlich und erklärte das Erreichen einer Mehrheit im
Parlament zu seinem Wahlziel. Die GLP, welche während der Legislatur eine
Parlamentarierin an die FDP verloren hatte und seither nur noch drei Mandate
innehatte, steckte sich im Vorfeld der Wahlen weitaus bescheidenere Ziele, nämlich das
Erreichen der Fraktionsstärke (5 Sitze). Die FDP ihrerseits erhoffte sich, mir ihrem
Themenschwerpunkt, dem Kampf gegen «die zunehmende, staatliche Bevormundung»,
zwei Sitze dazu zugewinnen. Die CVP setzte in ihrem Wahlkampf auf den durch die
Covid-19-Pandemie national bekannt gewordenen GDK-Präsidenten Lukas Engelberger
als Motor. Die LDP versuchte sich von ihrem Daig-Image zu befreien und an ihre Erfolge
bei den Wahlen vor vier Jahren anzuknüpfen. Und die SVP versuchte mit Kritik gegen
Bettlerbanden und illegale Demonstrationen bei der Wählerschaft zu punkten. 

Die Farbe Grün dominierte den Wahlsonntag. Die Grünliberalen vermochten ihren
Wähleranteil von 4.4 auf 7.9 Prozent stark auszubauen und ihre Anzahl Sitze gegenüber
dem Resultat der Wahlen 2016 von vier auf acht Sitze zu verdoppeln. Sie übertrafen
damit ihr ursprüngliches Ziel von fünf Sitzen zum Erreichen der Fraktionsstärke
deutlich. Das Grüne Bündnis (17.9% Wähleranteil; +3.7% gegenüber 2016), bestehend
aus den Basler Grünen und Basels Starke Alternative (Basta), gewann ebenfalls vier Sitze
dazu und ist neu mit 18 Mandaten zweitstärkste Kraft im Kanton. Doch ihre deutlichen
Gewinne im Grossen Rat wurden vom schlechten Abschneiden von Elisabeth
Ackermann bei den Regierungsratswahlen überschattet. Genau in der umgekehrten
Situation fanden sich die Sozialdemokraten wieder: Während ihre Kandidierenden bei
den Regierungsratswahlen gut abschnitten, verlor die SP im Grossen Rat vier Mandate
(neu: 30) und ordentlich Wähleranteile (-2.9%; neu: 31,6%). Da sich die Gewinne des GB
und die Verluste der SP die Waage hielten, ging das links-grüne Lager insgesamt weder
gestärkt noch geschwächt aus den Wahlen hervor und verpasste damit auch die
angestrebte absolute Mehrheit im Parlament. Einen grösseren Einfluss im Parlament
dürfte in Zukunft dafür das Mittelager haben, denn neben der GLP vermochte auch die
EVP zusätzliche Mandate zu gewinnen (+2 Sitze; neu: 3; Wähleranteil: 3.1%). Die EVP
profitierte dabei auch von der Abschaffung der Vier-Prozent-Hürde für den Einzug ins
Parlament, welche 2017 vom Stadtbasler Stimmvolk mit 57 Prozent beschlossen worden
war. Sowohl die LDP (13.8%; +0.9%) als auch die CVP (5.9%; +0.1%) verteidigten ihre 14
respektive 7 Mandate erfolgreich. Geschwächt aus den Parlamentswahlen geht die
Ratsrechte hervor. Die FDP hatte im Vorfeld das ehrgeizige Ziel verkündet, zwei Sitze
zulegen zu wollen. Stattdessen verlor sie 1.1 Prozent Wähleranteile (neu: 7.9%) und drei
Sitze und musste damit eine bittere Niederlage einstecken. Noch dicker kam es für die
SVP (-3.2%; neu: 10.6%), die vier Sitze verlor. War die Volkspartei in den vier Jahren
zuvor noch zweitstärkste Kraft im Parlament, rutschte sie damit nun auf den vierten
Platz ab. Die letzten zwei Sitze gingen an zwei Kleinstparteien: Eric Weber schaffte mit
seiner Liste «Volks-Aktion gegen zu viele Ausländer und Asylanten in unserer Heimat
(VA)» (0.4%) den erneuten Einzug in den Grossen Rat und die politische Vereinigung
«Aktives Bettingen» verteidigte den einen Sitz in der gleichnamigen Gemeinde. Die
Wahlbeteiligung war mit 43.5 Prozent verhältnismässig hoch (2016: 39.1%). Der
Frauenanteil im neu gewählten Parlament liegt neu bei 42 Prozent und ist damit
deutlich höher als noch während der letzten Legislatur (31%). 4

WAHLEN
DATUM: 25.10.2020
ELIA HEER
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Wahlen in kantonale Regierungen

Von den sieben Regierungsratssitzen im Kanton Basel-Stadt war nach dem Rücktritt von
Hanspeter Gass (fdp) einer vakant. Die vierköpfige links grüne Mehrheit mit Christoph
Brutschin (sp), Eva Herzog (sp), Hans-Peter Wessels (sp) und der amtierende
Regierungspräsident Guy Morin (gp) traten genauso wieder an wie Christoph Eymann
(lp) und Carlo Conti (cvp). Die FDP hatte bereits früh angekündigt, neben der
Verteidigung des Sitzes von Gass mit einem zweiten Kandidierenden die links-grüne
Mehrheit angreifen zu wollen. Nachdem der Kronfavorit, Nationalrat Peter Malama
Anfang Jahr allerdings erklärte, dass er nicht zur Verfügung stehe und sich auf sein
Nationalratsmandat konzentrieren wolle, bekundeten die Freisinnigen einige Mühe,
valable Kandidaten zu finden. Fündig wurden sie im 35jährigen Grossrat Baschi Dürr,
der bereits seit 10 Jahren für die FDP in der Baselstädtischen Legislative sitzt. Neben
Dürr kündigten schliesslich auch Andreas Faller, Vizedirektor des Bundesamts für
Gesundheit (BAG), sowie Grossrat Helmut Hersberger und Christoph Haller, Grossrat
und TCS-Präsident, ihr Interesse am Regierungsrat an. In der FDP-internen
Ausmarchung Ende März wurde neben dem unbestrittenen Dürr etwas überraschend
Haller nominiert. Die Presse mutmasste, dass dem eigentlich favorisierten Faller sein
Wohnsitz im Kanton Basel-Landschaft zum Verhängnis geworden sei. Zusammen mit
den beiden FDP Kandidaten stellten sich die Bisherigen Christoph Eymann (lp) und
Carlo Conti (cvp) auf einer gemeinsamen Viererliste der Wahl. Die Bürgerlichen traten
damit jedoch nicht geeint auf: sowohl die SVP als auch die Grünliberalen versuchten mit
eigenen Kandidaten, die Parteizusammensetzung im Regierungsrat zu erneuern.
Während die noch junge GLP auf Emmanuel Ullmann setzte, portierte die SVP gleich
zwei Kandidaten: mit den Grossräten Lorenz Nägelin und Patrick Hafner wolle die
zweitstärkste Partei des Kantons eine adäquate Regierungsvertretung gewinnen, so das
Credo. Keine Chancen wurde den drei weiteren Kandidierenden gewährt: der
parteilose Elia Rediger, Christian Mueller (Freistaat Unteres Kleinbasel) und Eric Weber
von der rechtsextremen Volksaktion fanden in der Presse kaum Beachtung. Die bereits
bei den letzten Gesamterneuerungswahlen bestehende Zersplitterung der bürgerlichen
Parteien wurde als gute Voraussetzung für die Linke betrachtet, die ihrerseits mit
einem Viererticket aus den Bisherigen antrat. Darüber hinaus sorgten interne
Streitigkeiten bei den Bürgerlichen für Unmut: der langjährige LP-Grossrat Andreas
Burckhardt sprach sich gegen eine Unterstützung von Baschi Dürr aus, da dieser die
Unteroffiziersschule verweigert habe. Dürr verschaffte sich später Anerkennung mit
seiner Ankündigung, zugunsten seines Ziels eines Regierungsratsmandates auf ein
Nachrücken in den Nationalrat für den zwischenzeitlich verstorbenen Peter Malama zu
verzichten. Die Handelskammer beider Basel gab zudem eine Wahlempfehlung für alle
Bisherigen (mit Ausnahme von Morin) und die beiden FDP-Kandidaten nicht aber für die
SVP-Kandidierenden ab. Tatsächlich war die Akzeptanz der bisherigen Regierung aber
breit, was sich auch in einem relativ lauen Wahlkampf ausdrückte. Die Ankündigung der
Bürgerlichen, die Mehrheit in der Exekutive zurückerobern zu wollen, war laut Presse
eher ein frommer Wunsch als eine eigentliche Kampfansage. Kritik an der Regierung gab
es kaum, ein eigentliches Wahlkampfthema fehlte gänzlich. Zusammen mit der
Änderung der Wahlregeln für das Parlament (siehe oben) gab es auch eine Änderung bei
den Regierungswahlen. Um zu verhindern, dass es wie vier Jahre zuvor zu einer stillen
Wahl kommt, sollte der Regierungspräsident – seit 2008 in einer Direktwahl bestimmt –
neu zusammen mit den anderen Regierungsmitgliedern gewählt werden. Für das
Präsidialamt kandidierten neben Morin auch Dürr und Nägelin sowie Rediger und
Weber.

Wie allgemein erwartet schafften die sechs Bisherigen im ersten Wahlgang Ende
Oktober auf Anhieb die Wiederwahl. Das Trio der SP erzielte die meisten Stimmen,
allen voran Eva Herzog (30'182 Stimmen) gefolgt von Christoph Brutschin (26'618
Stimmen) und Hans-Peter Wessels (24'887 Stimmen). Auch Carlo'Conti (23 222), Guy
Morin (22'902 Stimmen) und Christoph Eymann (22'312) übersprangen das absolute
Mehr (21'983 Stimmen). Dies gelang hingegen weder Baschi Dürr (17'038 Stimmen) noch
dem überraschend weit abgeschlagenen Christoph Haller (13'491), der für den zweiten
Wahlgang nicht mehr nominiert wurde. Der FDP gelang es wohl auch deshalb nicht,
ihren Sitz im ersten Wahlgang zu verteidigen, weil die Konkurrenz durch die SVP –
Patrick Hafner erhielt 8'084 Stimmen und Lorenz Nägelin 7'852 Stimmen – und durch
die GLP, bei der Emmanuel Ullmann allerdings lediglich 5'668 Stimmen erhielt, wohl zu
gross war. Wermutstropfen im links-grünen Erfolg war der Umstand, dass Guy Morin die
Wahl zum Regierungspräsidenten um 859 Stimmen verpasste. Mit 20'266 Stimmen lag
er in der Ausmarchung um das Präsidialamt aber weit vor Dürr (11'851 Stimmen) und
Nägelin (4'600 Stimmen). Die Wahlbeteiligung beim ersten Wahlgang lag bei 41,5%. Fast
wäre es im zweiten Wahlgang zu einer stillen Wahl gekommen. Sowohl die SVP als auch
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die GLP beschlossen nämlich, nicht mehr anzutreten. Allerdings wollten Christian
Mueller, der lediglich 1% aller Stimmen (2'129) erzielt hatte, und Damian Heizmann, ein
neuer parteiloser Kandidat, der einige Sympathien im Grünen Lager hatte, im zweiten
Umgang noch einmal gegen Baschi Dürr antreten. Mehr Spannung verhiess die Wahl für
den Regierungspräsidenten, die nun zwischen Dürr und Morin ausgetragen wurde. Die
SP unterstützte Morin, während sich die LP für Dürr aussprach. Weder die GLP noch die
SVP gaben eine Empfehlung ab. Für Wirbel sorgte Mueller, der rund zwei Wochen vor
dem zweiten Umgang seinen Rückzug zugunsten von Heizmann ankündigte, was aber
rechtlich nicht möglich war. Auch die Ankündigung Dürrs, auch im Falle einer Wahl
einen Morgen Hausarbeit verrichten zu wollen, sorgte für landesweite Schlagzeilen. Die
geringe Spannung wirkte sich auf die Höhe der Beteiligung im zweiten Wahlgang aus, die
bei lediglich 32,1% lag. Wie erwartet setzte sich Dürr deutlich mit 17'300 Stimmen vor
Heizmann (3'049 Stimmen) und Mueller (1'418 Stimmen) durch. Die Wahl für das
Präsidialamt gewann Morin (19'390 Stimmen) mit rund 6'000 Stimmen Vorsprung auf
Dürr (13'638). Die Verteilung der Departemente änderte sich nicht; Dürr übernahm das
Justiz- und Sicherheitsdepartement von seinem Vorgänger Gass. Die Baselstädtische
Bevölkerung hatte sich damit also letztlich weiterhin für die Kohabitation entschieden:
ein links-grün dominierter Regierungsrat steht einer etwas bürgerlicher gewordenen
Legislative gegenüber. Deutlich wurde zudem, dass sich die links-grüne Mehrheit in der
Regierung wohl nur mit einem grossen bürgerlichen Bündnis zwischen FDP, CVP, LP und
SVP, das allerdings laut Pressekommentaren in weiter Ferne liege, knacken liesse. 5

Sur les sept membres sortants du gouvernement du canton de Bâle Ville, deux ne se
représentaient pas pour un mandat supplémentaire: le libéral-démocrate Christoph
Eymann, élu au Conseil national en octobre 2015, et Guy Morin (verts). Les socialistes
Christoph Brutschin, Eva Herzog et Hans-Peter Wessels souhaitaient briguer un mandat
supplémentaire, tout comme Baschi Dürr (plr) et Lukas Engelberger (pdc). A leurs côtés,
sept candidats étaient en lice: Conradin Cramer (pld), Elisabeth Ackermann (bastA),
Heidi Mück (bastA), Lorenz Nägelin (udc), Martina Bernasconi (pvl), Eric Weber (va) et
Christian Mueller (fuk). 
Pour la première fois, une collaboration entre le PDC, le PLR, l'UDC et le PLD a vu le
jour, dans le but de retrouver une majorité bourgeoise au gouvernement, majorité
perdue depuis douze ans. Quatre candidats profitaient donc de cette collaboration, à
savoir Lukas Engelberger, Baschi Dürr, Conradin Cramer et Lorenz Nägelin. Lors des
discussions, Michel Rusterholtz (BS, pbd) avait été proposé pour occuper  la place de
Lorenz Nägelin sur le ticket bourgeois, le candidat UDC ne représentant pas tous les
électeurs bourgeois selon certains avis. Finalement, le PBD décida ne pas présenter son
candidat, en tout cas pour le premier tour, afin de ne pas mettre en péril l'atteinte
d'une majorité bourgeoise au gouvernement. La stratégie du PS était quant à elle
défensive, à savoir assurer la réélection de ses trois membres sortants et, notamment
avec la candidature d'Elisabeth Ackermann, défendre la majorité rouge-verte. La
gauche visait également le siège vacant de Christoph Eymann, afin de renforcer sa
présence au gouvernement. Lors de la campagne, l'UDC a mis en avant les thèmes de la
sécurité, de la diminution d'impôts et de la lutte contre la criminalité étrangère. Le PS
militait pour un contrôle accru des entreprises, pour une politique économique plus
redistributive et une meilleure protection des travailleurs. Outre ces thématiques, le PS
a choisi de jouer la carte de la transparence quant à son budget de campagne. Les
autres partis en course n'ont pas suivi la même voie, estimant que l'électeur n'était pas
intéressé par ce genre d'information. Autre fait ayant suscité la curiosité durant cette
campagne, la candidate Martina Bernasconi a, dans une vidéo de campagne des jeunes
Vert'libéraux, embrassé une fille afin de faire passer un message libéral et en faveur de
la liberté. Finalement, une organisation de migrants appela au boycott de l'élection,
déplorant l'absence d'une politique d'intégration véritablement constructive. 
Lors du premier tour, avec une majorité absolue fixée à 23'422 voix, trois membres
sortants du gouvernement sont arrivés en tête: les socialistes Eva Herzog, avec un score
de 33'576 voix, et Christophe Brutschin, avec 29'448 voix, ainsi que Lukas Engelberger,
qui totalisa 26'635 voix. Deux nouveaux membres accédèrent également au pouvoir
exécutif: Conradin Cramer avec 24'078 voix et Elisabeth Ackermann avec 23'546 voix.
Hans-Peter Wessels comptabilisa 22'550 voix, nombre insuffisant pour obtenir un siège
au regard de la majorité absolue. Suivaient Baschi Dürr avec 21'090 voix, Heidi Mück
avec 18'105 voix, Lorenz Nägelin avec 17'269 voix, Martina Bernasconi (14'115 voix),
Christian Mueller (6'414 voix) et Eric Weber avec 3'247 voix. Le PLD a donc conservé son
siège. Le siège de Guy Morin sera occupé par Elisabeth Ackermann. Les Verts et le Parti
socialiste pouvaient d'ores et déjà se féliciter. A la suite de son élection dès le premier
tour, il devenait fort probable qu'Elisabeth Ackermann accède à la présidence du
gouvernement, son principal concurrent, Baschi Dürr, n'ayant pas obtenu la majorité
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absolue. 
Lors du deuxième tour, organisé le 27 novembre 2016, cinq candidats s'affrontaient
pour les deux sièges encore disponibles: les sortants Hans-Peter Wessels et Baschi
Dürr, ainsi que Heidi Mück, Lorenz Nägelin et Eric Weber. Hans-Peter Wessels totalisa
26'155 voix, suivi par Baschi Dürr avec 22'906 voix. Tous deux entameront donc un
mandat supplémentaire au pouvoir exécutif. Heidi Mück arriva en troisième position
avec un total de 21'072 voix, suivie par Lorenz Nägelin (19'084 voix) et Eric Weber (2'716
voix). Elisabeth Ackermann accède à la présidence du gouvernement. C'est donc une
majorité rouge-verte qui, une fois de plus, domine le gouvernement bâlois. 6

Nachdem mit Hans-Peter Wessels und Christoph Brutschin gleich zwei der drei
amtierenden SP-Regierungsräte angekündigt hatten, bei den Stadtbasler
Regierungsratswahlen 2020 nicht mehr antreten zu wollen, richteten sich im Frühjahr
alle Augen auf die Nomination der Kandidierenden durch die SP. Die Delegierten
entschieden sich für den langjährigen Nationalrat Beat Jans sowie für das
Grossratsmitglied Kaspar Sutter. Das sozialdemokratische Kandidierendentrio
komplettierte die bisherige Tanja Soland, welche selber erst ein Jahr zuvor die
Ersatzwahl für den freigewordenen Sitz von Eva Herzog gewonnen hatte. Im linken Lager
sorgte zudem die Linksaussen-Partei «Basels Starke Alternative» («Basta») für
Aufsehen. Sie gab bekannt, eine Co-Kandidatur zu lancieren: Zwei
Teilzeitregierungsräte sollten sich also zusammen einen Sitz teilen. Diese Idee kam aber
weder bei den Bündnispartnerinnen SP und Grüne, noch bei der Stadtbasler
Staatskanzlei gut an. Ein im Auftrag der Staatskanzlei durchgeführtes rechtliches
Gutachten fiel zu Ungunsten der Idee von «Basta» aus, was diese dazu bewog, keine
Kandidatur für den Regierungsrat zu stellen. So gesellte sich zum sozialdemokratischen
Trio einzig die grüne bisherige Regierungspräsidentin Elisabeth Ackermann auf die rot-
grüne Liste. Zusammen setzten sich SP und GP zum Ziel, ihre rot-grüne Mehrheit im
siebenköpfigen Gremium zu verteidigen. Elisabeth Ackermann stand im Vorfeld der
Wahlen allerdings vor allem wegen ihrer von verschiedenen Seiten kritisierten
Museumspolitik im Fokus. Unter anderem wurde Ackermann von der
Geschäftsprüfungskommission des Grossen Rates vorgeworfen, im Zusammenhang mit
der von ihr beschlossenen Entlassung des Direktors des Historischen Museums Basel,
Marc Fehlmann, das Museumsgesetz sowie das Personalrecht missachtet und die
Öffentlichkeit «irreführend» informiert zu haben. 
Im bürgerlichen Lager kam es derweil zum Zwist zwischen der FDP, der CVP und der
LDP auf der einen und der SVP auf der anderen Seite. Die SVP hatte sich bei den
anderen bürgerlichen Parteien unbeliebt gemacht, weil sie mit der
Begrenzungsinitiative die Personenfreizügigkeit mit der EU frontal angriff. Dies führte
gar zu einem Ausschluss der SVP aus dem bürgerlichen Bündnis. Die drei im Bündnis
verbliebenen bürgerlichen Parteien nominierten neben den bisherigen Lukas
Engelberger (cvp), Baschi Dürr (fdp) und Conradin Cramer (ldp) auch Stephanie Eymann
(ldp), die sich zusätzlich noch für die Wahl der Regierungspräsidentin aufstellen liess.
Die SVP hingegen stand nach der Absage des bürgerlichen Bündnisses vor einem
Scherbenhaufen. Aufgrund der mit dem Alleingang drastisch gesunkenen Wahlchancen
bekundete die SVP grosse Mühe, geeignete Kandidierende zu finden. Schliesslich stellte
sich der bekannte Anwalt Stefan Suter zur Verfügung und trat dazu extra der SVP bei.
Auch die GLP trat ohne parteiübergreifendes Bündnis zur Wahl an. Sie schickte die
Grossrätin Esther Keller ins Rennen. Neben Elisabeth Ackermann und Stephanie
Eymann bewarb sich mit Esther Keller zudem die dritte Frau auf das
Regierungspräsidium. Praktisch keine Wahlchancen wurden den drei Kandidierenden
eingeräumt, die das 13-köpfige Feld komplettierten: Christine Kaufmann (evp), Christian
Mueller («freistaat unteres kleinbasel») und Eric Weber («Volks-Aktion gegen zuviele
Ausländer und Asylanten in unserer Heimat»). 

Am 25. Oktober fand der erste Wahlgang statt und dieser endete mit einer grossen
Überraschung: Trotz den Wahlerfolgen der Grünen bei den Grossratswahlen musste die
grüne Vertreterin bei den Regierungsratswahlen, die amtierende Regierungspräsidentin
Elisabeth Ackermann, eine herbe Niederlage einstecken und landete nur auf dem
neunten Platz (20'206 Stimmen). Das beste Resultat verbuchte Tanja Soland (33'175).
Neben ihr übertrafen auch Lukas Engelberger (30'625), Conradin Kramer (29'348) und
Beat Jans (28'751) bereits im ersten Wahlgang das absolute Mehr von 24'716 Stimmen.
Stephanie Eymann (24'637) verpasste dieses hingegen äusserst knapp um 79 Stimmen.
Dahinter folgten Kaspar Sutter (23'086), der Bisherige Baschi Dürr (22'149) und Esther
Keller (21'852). Sie alle klassierten sich noch vor Ackermann und auch im Rennen um das
Regierungspräsidium schwang nicht Elisabeth Ackermann (15'054 Stimmen) obenaus,
sondern Stephanie Eymann (16'463). Esther Keller landete bei den Präsidialwahlen
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hingegen abgeschlagen auf dem dritten Platz (9'562). Das absolute Mehr von 23'038
Stimmen verpassten allerdings alle Kandidatinnen deutlich und so musste auch bei der
Wahl für das Präsidium ein zweiter Wahlgang entscheiden.

Aufgrund ihres schlechten Resultates im ersten Wahlgang entschloss sich Elisabeth
Ackermann, nicht zum zweiten Wahlgang anzutreten. Nach Ackermanns Rückzug
vermochten die Grünen keine Ersatzkandidatur zu stellen. Allerdings sprang die
Bündnispartnerin Basta in die Bresche und portierte ihre Co-Präsidentin Heidi Mück.
Nur wenige Tage danach sorgte die SP für die nächste Überraschung. Sie kündigte an,
dass Beat Jans im zweiten Wahlgang für das Präsidium kandidieren werde. Dort trat er
gegen Stephanie Eymann und Esther Keller an, die beide im zweiten Wahlgang erneut
antraten. Jans sprach sich zudem dafür aus, eine Verwaltungsreform durchzuführen,
mit der das Amt für Umwelt und Energie dem Präsidialdepartement angehängt werden
würde. Dass SP-Parteikollege Kaspar Sutter dazu meinte, eine solche Reform mache nur
Sinn, wenn Jans statt Eymann ins Präsidialdepartement gewählt würde, brachte der SP
ordentlich Kritik ein. Kritisiert wurde die Linke auch nach der Bekanntgabe der
Kandidatur von Heidi Mück: Mit ihren deutlich linken Positionen ecke sie oftmals selbst
im linken Lager an, war den Medien zu entnehmen. Die Basta-Co-Präsidentin wurde
zudem für ihre Nähe zu der Israel-feindlichen und «antisemitisch gefärbten Bewegung»
(BaZ) Bewegung «Boycott, Divest, Sanctions» (BDS) von vielen Seiten kritisiert. Auch
eine Aussage von ihr, wonach sie im Sicherheitsdepartement überfordert wäre, weil sie
«ein schwieriges Verhältnis mit Polizisten» habe, kam bei den Parteien und in den
Medien nicht sonderlich gut an. Verschiedene Exponenten aus dem linken Lager, rund
um die ehemaligen Grossratspräsidenten Roland Stark (sp) und Markus Ritter (gp),
schlossen sich auch aufgrund der Kritik an Heidi Mück zu einer Gruppierung zusammen,
die sich für das Trio Eymann-Keller-Sutter stark machte und so statt einem grünen Sitz
einen Sitz für die GLP forderte. Die Bürgerlichen witterten derweil ihre Chance, im
zweiten Wahlgang mit einem Erfolg von Baschi Dürr und Stephanie Eymann die Mehrheit
in der Regierung zu übernehmen. 

Am 29. November kam der zuletzt recht gehässig geführte Wahlkampf zu seinem Ende.
Im zweiten Wahlgang kam es zu einer Niederlage für die linken Parteien, wurde doch die
rot-grüne Regierungsmehrheit nach 16 Jahren durchbrochen. Heidi Mück holte nur
20'985 Stimmen und blieb chancenlos. Doch auch die Bürgerlichen konnten nicht von
der linken Schwäche profitieren, denn Baschi Dürr (27'206 Stimmen) platzierte sich nur
auf dem undankbaren vierten Platz – rund 1'500 Stimmen hinter Esther Keller (28'710),
die den Bisherigen Baschi Dürr überraschend hinter sich liess und als erste Grünliberale
überhaupt in eine kantonale Regierung einziehen konnte. Das beste Resultat im zweiten
Wahlgang erzielte freilich Stephanie Eymann (31'925). Hinter ihr auf dem zweiten Platz
folgte Kaspar Sutter mit 29'122 Stimmen. Mit dieser neuen Regierungszusammensetzung
von 3-1-3 haben damit weder die linken noch die rechten Parteien in den nächsten
Jahren eine Regierungsmehrheit und die GLP kann das Zünglein an der Waage spielen. 
Im Rennen um das Regierungspräsidium setzte sich Beat Jans mit 24'511 Stimmen gegen
Stephanie Eymann (21'143) und Esther Keller (7'728) durch. Die Wahlbeteiligung im
zweiten Wahlgang war mit 55.4 Prozent sehr hoch – sogar um ganze 8.4 Prozentpunkte
höher als im ersten Durchgang (47.0%), was mit den gleichzeitig stattfindenden
eidgenössischen Abstimmung zur Konzernverantwortungsinitiative zusammenhängen
dürfte. 
Zwei Tage nach der Wahl einigte sich die frisch zusammengesetzte Regierung auf die
Departamentsverteilung. Alle bisherigen Regierungsräte entschieden sich, ihre
Direktionen zu behalten: Lukas Engelberger die Gesundheitsdirektion, Conradin Cramer
die Erziehungsdirektion und Tanja Soland die Finanzdirektion. Stephanie Eymann
übernahm von ihrem bürgerlichen Vorgänger Baschi Dürr das Sicherheitsdepartement,
Kaspar Sutter von seinem zurücktretenden SP-Parteikollegen Christoph Brutschin das
Wirtschafts-, Sozial- und Umweltdepartement. Esther Keller wurde zur neuen Bau- und
Verkehrsdirektorin ernannt. Der Vorschlag von Beat Jans bezüglich einer Reform des
Präsidialdepartements wurde nach den Wahlen vorerst nicht weiter verfolgt. 7
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Kantonale Ersatzwahlen

Ziemlich überraschend gab der Basler Gesundheitsdirektor Carlo Conti (cvp) Anfang
Januar seinen Rücktritt bekannt. In Basel-Landschaft hatten nicht korrekt
abgerechnete Honorare von Regierungsmitgliedern hohe Wellen geworfen:
Entschädigungen für Mandate bei staatsnahen Betrieben wurden nicht wie eigentlich
vorgesehen in die Staatskasse eingezahlt, sondern als persönliche Honorare verbucht.
Conti, zur Zeit seines Rücktritts auch Präsident der Konferenz der
Gesundheitsdirektoren, überprüfte in der Folge seine eigenen Einkünfte und stellte
fehlerhafte Verbuchungen fest. Die nicht korrekt abgelieferten Beträge summierten
sich nach Contis Angaben auf rund CHF 111'000. Der Gesundheitsdirektor sprach von
Versäumnissen, die er in der Zwischenzeit zwar zurückbezahlt habe, die es ihm aber
nicht zuliessen, weiter im Amt zu verbleiben. Der Rücktritt brachte Conti viel Respekt
ein, versetzte aber sowohl die Regierung als auch die CVP in Zugzwang. Die Exekutive
ordnete eine Überprüfung der Einkünfte durch die Finanzkontrolle an, die in einem
Mitte Juli vorliegenden Bericht keine Verfehlungen ausmachen konnte. Die CVP
kündigte trotz des seit den Gesamterneuerungswahlen 2012 auf 7,3% geschrumpften
Wähleranteils an, den Sitz mit Lukas Engelberger, dem Kantonsparteipräsidenten,
verteidigen zu wollen. Der in Basel-Stadt bekannte, wirtschaftsnahe und beim im
Stadtkanton wichtigen Pharmakonzern Roche tätige Engelberger erhielt Konkurrenz von
Martina Bernasconi (glp). Die ebenfalls seit einigen Jahren politisch tätige Bernasconi
wollte mit ökologischen Themen die linke Wählerschaft abholen, was allerdings durch
die Stimmfreigabe der SP und der GP erschwert wurde. Die SP liess verlauten, dass die
SVP nicht regierungsfähig sei und die Kandidierenden von GLP und CVP zu bürgerlich
seien. Engelberger wurde von der FDP und den Liberalen (LDP) unterstützt. Ein Trumpf
für die GLP-Kandidatin war, dass mit ihrer Wahl der magere Frauenanteil in der
Regierung hätte erhöht werden können. Die SVP, stärkste Partei im Stadtkanton,
schaffte es nicht rechtzeitig, einen kompetitiven Kandidaten aufzustellen. Zwar war
bereits im Februar mit Thomas Egloff ein möglicher SVP-Regierungsrat präsentiert
worden, dieser zog sich aber – auch weil ihm als weitgehend unbekannten Chirurgen
kaum Chancen eingeräumt wurden – Ende März bereits wieder zurück. Flugs stellte sich
Vizepräsident Eduard Rutschmann zur Verfügung. Rutschmann sass zwar im Grossrat,
hatte aber bei lokalen Wahlen in Riehen verloren und galt lediglich als Lückenbüsser.
Der SVP wurde vorgeworfen, zwar gebetsmühlenartig einen ihr als stärkste Fraktion
zustehenden Regierungssitz zu fordern, wenn es darauf ankäme aber keine valablen
Kandidierenden aufstellen zu können. Als vierter Kandidierender meldete Eric Weber
sein Interesse an der Regierung an. Weber sass als Vertreter der NA zwischen 1984 und
1992 im Grossen Rat von Basel-Stadt und war bei den Erneuerungswahlen 2013 für die
„Volks-Aktion gegen zu viele Ausländer und Asylanten in unserer Heimat – Liste
Ausländerstopp“ (VA) erneut ins Parlament gewählt worden. Der umstrittene und als
Parlamentsschreck und Irrläufer bezeichnete Weber wurde von den Medien geschnitten
und konnte sich im Wahlkampf kaum in Szene setzen. 
Bei den Wahlen vom 18. Mai hatten dann weder Weber noch Rutschmann eine Chance.
Mit seinen 8'111 Stimmen erzielte der SVP-Kandidat nur knapp die Hälfte der Stimmen
von Bernasconi (16'018 Stimmen) und Engelberger (18'873 Stimmen). Weber erhielt
lediglich 2'061 Stimmen. Das Resultat wurde als positive Überraschung für die GLP-
Kandidatin gewertet, die mutmasste, dass viele linke Wählerinnen und Wähler leer
eingelegt hatten und sich für den zweiten Wahlgang Unterstützung von dieser Seite
versprach. Weil nämlich sowohl die GLP-Vertreterin als auch der CVP-Politiker das
absolute Mehr (24'268) verpassten, musste am 22. Juni ein zweiter Wahlgang
durchgeführt werden. Die SVP zog sich zurück und verzichtete auf eine Empfehlung.
Eric Weber trat hingegen erneut an. Trotz einer markant geringeren Wahlbeteiligung
von 32% – was wohl auch auf den sehr lauen Wahlkampf und den Umstand
zurückzuführen ist, dass im ersten Wahlgang gleichzeitig über die Flugzeugbeschaffung
(Gripen) und die Mindestlohn-Initiative abgestimmt worden war (46,2%) – konnte
Engelberger seine Stimmenzahl im Vergleich zum ersten Urnengang halten. Von den
18'387 Stimmen waren ihm wohl auch einige aus dem SVP-Lager zuteil geworden.
Bernasconi vermochte hingegen nicht mehr gleich zu mobilisieren und erhielt noch
11'692 Stimmen. Auch der erhoffte Frauenbonus oder die Unterstützung aus dem linken
Lager hatte damit also nicht gespielt. Weber konnte leicht zulegen und erzielte 2'343
Stimmen. Die Zusammensetzung der Baselstädter Regierung blieb damit unverändert
bei drei SP-, einem GP-, einem FDP-, einem LP- und einem CVP-Vertreter. Engelberger
trat am 1. August die Nachfolge von Conti an. Für die Gesamterneuerungswahlen 2016
hatte das langjährige Regierungsmitglied Christoph Eymann (LDP) bereits 2013
angekündigt, nicht wieder anzutreten. 8

WAHLEN
DATUM: 18.05.2014
MARC BÜHLMANN
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Eidgenössische Wahlen

Im Kanton Basel-Stadt gab es wie bei jeden Ständeratswahlen nur einen Sitz zu
besetzen. Umso bemerkenswerter war die Tatsache, dass sich die bisherige SP-
Ständerätin Anita Fetz praktisch ohne Konkurrenz  zur Wiederwahl stellen durfte. Der
potenziell aussichtsreichste Anwärter auf bürgerlicher Seite, LDP-Regierungsrat
Christoph Eymann, stand nicht zur Verfügung. Er hatte im Vorfeld eine breite
Unterstützung von der Mitte bis zur SVP als Voraussetzung für eine Kandidatur definiert.
Die Erfüllung dieser Voraussetzung war jedoch rasch zum Scheitern verurteilt, da die
SVP im Gegenzug – vergeblich – eine Listenverbindung mit der FDP und der LDP
forderte. Die FDP wiederum, wollte eine Doppelkandidatur für den National- und
Ständerat des LDP-Kandidaten nicht unterstützen. Der Sitz im Stöckli, welcher sich seit
1967 in SP-Händen befindet, schien demnach ein weiteres Mal seine Parteifarbe zu
behalten. Neben dem skandalumwitterten Aussenseiter Erich Weber fanden sich
letztlich doch noch zwei bürgerliche Kandidaten, welche zumindest das Ausbleiben
einer (de facto) stillen Wahl verhinderten. Auf der einen Seite stellte sich GLP-
Kantonalpräsident Daniel Wüest-Rudin zur Wahl, wohl auch mit dem Hintergedanken,
die gleichzeitige Nationalratskandidatur zu befeuern und die Chancen auf der
Listenverbindung mit der CVP zu erhöhen. Auf der anderen Seite sprang der
Jungfreisinnige Julian Eicke in die Bresche. Der 24-jährige war zunächst von den
bürgerlichen Jungparteien und später sogar offiziell von den Mutterparteien CVP, FDP
und SVP portiert worden. Nichtsdestotrotz wurden beide Kandidaturen nie auch nur
annähernd als chancenreich betrachtet. 
Der Wahlkampf wurde fast ausschliesslich von der unglücklichen bürgerlichen
Kandidatensuche dominiert. Von „Drama“ bis „Desaster“ wurde denn auch nicht mit
Kritik und Häme seitens der Medien gespart. Auf linker Seite präsentierte sich die Lage
dementsprechend entspannt, aber gleichzeitig auch wenig enthusiastisch. Zuweilen war
– wenn auch eher hinter vorgehaltener Hand – eine gewisser Missmut über die
angestrebte, vierte Amtszeit von Anita Fetz auszumachen. Dies hing nicht zuletzt damit
zusammen, dass die Sozialdemokraten eigens ihre Partei-Statuten geändert hatten, um
eine erneute Kandidatur überhaupt zu ermöglichen. Medial dominierten Portraits über
die SP-Frau, welche – oft mit biographischen Hintergründen unterlegt – ihre Dominanz
und Unantastbarkeit zu analysieren versuchten.

Der 18. Oktober brachte den erwarteten Sieg von Anita Fetz im ersten Wahlgang. Sie
überbot mit 35‘842 Stimmen das absolute Mehr von 27‘528 Stimmen klar. Die
amtierende Sozialdemokratin in einen zweiten Wahlgang zu zwingen – inoffiziell wohl
das bürgerliche Maximalziel – gelang erneut nicht. Der jungfreisinnige Julian Ecke
konnte als politischer Newcomer immerhin den zweiten Platz erkämpfen (7‘320
Stimmen). GLP-Kandidat Daniel Wüest-Rudin  musste sich mit 5‘970 Stimmen
begnügen, Eric Weber mit deren 3‘471. Nach ihrer klaren Wahl verkündigte Anita Fetz
sodann, was allgemein bereits erwartet worden war: Die vierte Amtszeit werde ihre
letzte sein. 9

WAHLEN
DATUM: 18.10.2015
ANDREA DENZ

Bei den Ständeratswahlen 2019 im Halbkanton Basel-Stadt war wie immer nur ein Sitz
zu vergeben. Vor vier Jahren wurde die Ausmarchung um ebendiesen Sitz von Anita Fetz
dominiert und ihr gelang damals die Wiederwahl im ersten Wahlgang mit riesigem
Vorsprung. Da Fetz nach 16 Jahren im Stöckli nicht erneut zur Wahl antrat, versprach
die Ständeratswahl dieses Jahr mehr Spannung.

Der einzige baselstädtische Ständeratssitz ist seit Jahrzehnten fest in SP-Händen.
Deshalb erhielt die Kandidatur der SP viel Aufmerksamkeit. Nach dem Verzicht von Beat
Jans nominierte die Partei schliesslich Eva Herzog, welche seit 2005 der kantonalen
Finanzdirektion vorsteht. Im Mai gab sie ihren Rücktritt als Regierungsrätin auf Januar
2020 bekannt. Herzog hatte in ihrer Amtszeit als Finanzdirektorin mehrere Projekte
durch Kompromisse mehrheitsfähig gemacht, was ihr parteiübergreifend Respekt
einbrachte. Von linker Seite wurde jedoch ebenso häufig kritisiert, sie sei zu
wirtschaftsliberal, was sie auch im Wahlkampf für den Ständeratssitz zu spüren bekam.
Die Partei «Basels starke Alternative» (BastA), Mitglied der Grünen Partei Schweiz, gab
keine Wahlempfehlung für die Ständeratswahlen heraus, da sie sich von Herzog nicht
genügend vertreten fühle.
Wie schon 2015 schafften es die bürgerlichen Parteien nicht, sich auf eine gemeinsame
Kandidatur zu einigen. Die Liberal-Demokratische Partei (LDP), die Stadtbasler
Überreste der Liberalen Partei der Schweiz (LPS), schickte Parteipräsidentin Patricia
von Falkenstein ins Rennen. Von Falkenstein wurde von allen bürgerlichen Parteien
unterstützt, mit Ausnahme der SVP. Diese entschied sich, mit der ehemaligen

WAHLEN
DATUM: 20.10.2019
ELIA HEER
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Spitzendegenfechterin Gianna Hablützel-Bürki eine eigene Kandidatin zu nominieren.
Die Kandidatur von Hablützel-Bürki verärgerte die restlichen bürgerlichen Parteien, da
sie damit die Chancen für eine erfolgreiche bürgerliche Kandidatur gemindert sahen.
Komplettiert wurde das Kandidatenfeld von den chancenlosen Eric Weber (Volks-Aktion
gegen zu viele Ausländer und Asylanten – VA) und Marc Meyer (parteilos). 

Das Resultat der Wahl fiel letztlich sehr deutlich aus. Eva Herzog gewann 37'230 der
Stimmen (66%). Sie erreichte damit problemlos das absolute Mehr von 28'205 und
wurde bereits im ersten Wahlgang gewählt. Deutlich abgeschlagen auf den Rängen zwei
und drei folgten Patricia von Falkenstein (12'037 Stimmen) und Gianna Hablützel-Bürki
(4557 Stimmen). 10

1) BaZ, 16.12., 30.12. und 31.12.87, 5.1. - 9.1., 11.1. - 14.1.18 - 21.1., 27.1. - 30.1. und 5.3.88; TA, 13.1.88; SZ und WoZ, 15.1.88; NZZ,
1.2.88.
2) BaZ, 29.10. und 30.10.12; TA, 30.10.12; BaZ, 7.3., 9.3., 16.3., 24.5., 17.8., 23.8., 24.8., 25.8., 8.10. und 16.10.12
3) Résultat Grand Conseil; Résultats détaillés du Grand Conseil ; BaZ, 7.9.16; BLZ, 15.9.16; BLZ, 28.9.16; BaZ, 24.10.16
4) BaZ, 8.8., 13.8.20; BLZ, 14.8.20; BaZ, 21.8., 22.8., 25.8.20; BLZ, BaZ, 1.9.20; BaZ, 4.9., 9.9.20; BLZ, BaZ, 26.10.20
5) BaZ, 6.1., 18.1., 24.1., 3.2., 15.2., 25.2., 28.2., 16.3., 20.3., 21.3., 27.3., 28.3., 16.5. und 18.5.12; NZZ, 16.8.12; BaZ, 2.10.12; TA,
22.10.12; NZZ, 24.10.12; Presse vom 29.10.12; BaZ, 30.10., 1.11, 8.11, 10.11, 13.11. und 14.11.12; TA, 20.11.12; Presse vom 26.11.12;
BaZ, 28.11.12
6) Résultat 1er tour; Résultat 2e tour; NZZ, 9.8.16; BLZ, 24.8.16; BaZ, 11.10., 24.10., 28.11.16
7) BLZ, 21.10.19; BaZ, 8.1.20; BLZ, 22.1.20; BaZ, 31.1., 22.2.20; BLZ, 2.4., 3.4., 11.4.20; BaZ, 21.4.20; BLZ, 28.4., 6.5.20; BaZ,
19.5., 22.5., 28.5.20; BLZ, 30.5., 6.6.20; BaZ, 19.6.20; BLZ, 20.6.20; BLZ, BaZ, 24.8.20; BLZ, 30.9.20; BaZ, NZZ, 26.10.20; BaZ,
27.10.20; BLZ, BaZ, 28.10.20; BaZ, 29.10., 30.10., 5.11.20; BLZ, BaZ, 30.11.20; BLZ, 2.12.20
8) BaZ, 25.10.13, 8.1.14; BLZ, BaZ, 28.1.14; BaZ, 7.2., 19.2., 26.2., 27.2.14; BLZ, 21.3.14; BLZ, BaZ, 25.3.14; BaZ, 11.4., 3.5.14; BLZ,
BaZ, 19.5.14; BLZ, 20.5.14; BaZ, 21.5.14; BLZ, 16.6.14; NZZ, 19.6.14; BLZ, BaZ, 23.6.14; BaZ, 24.6.14
9) NZZ, 1.4.15; BaZ, 5.6., 23.6., 25.6.15; NZZ, 27.6.15; BaZ, 6.7.15; NZZ, 7.8.15; BaZ, 13.8.15; BLZ, 1.9.15; BaZ, 26.9.15; BLZ,
19.10.15
10) BLZ, 17.1.19; BaZ, 7.2., 11.5., 30.8.19; BLZ, 10.9.19; BaZ, 21.9.19; BLZ, BaZ, 23.9.19; BaZ, 28.9., 3.10., 21.10.19
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